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Stellungnahme zum 1. Entwurf 2026 des Sachlichen Teilprogramms Windenergie für den Landkreis Hildesheim  


Stellungnahme gegen die Planung der Vorranggebiete: 
VR-Wind-Nr. 22 (Subeek-Gehbeek), VR-Wind-Nr. 23 (Bockenem-Ilde / Lamspringe-Evensen),
VR-Wind-Nr. 24 (Harplage), VR-Wind-Nr. 25 (Nette-Werder), VR-Wind-Nr. 26 (Bockenem-Bornum),
VR-Wind-Nr. 27 (Volkersheim-Schlewecke), VR-Wind-Nr. 28 (Mahlum-Nord),
VR-Wind-Nr. 29 (Eyershausen), VR-Wind-Nr. 30 (Neuhof)



Begründung: Verstoß gegen das Ziel „E“ (Erholung) im RROP 2016 / 1. Änderung 2019

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit erhebe ich Einwand gegen die Ausweisung der oben genannten Windenergiegebiete.
Die Planung verstößt gegen verbindliche Ziele der Raumordnung und ist daher rechtswidrig.


1. Verstoß gegen das Ziel „E“ (Erholung) – verbindliches Ziel der Raumordnung
Das RROP 2016 (1. Änderung 2019) weist für den Raum Bockenem/Ambergau – Lamspringe – Bodenburg die besondere Entwicklungsaufgabe Erholung (Ziel „E“) als Ziel der Raumordnung aus.
Ziele der Raumordnung sind gemäß § 3 Nr. 2 und § 4 ROG:
1. verbindlich,
1. nicht abwägbar,
1. flächenhaft zu beachten.

Der Landkreis missachtet dieses Ziel vollständig, indem er:
1. die flächenhafte Wirkung ignoriert,
1. die verbindliche KoRiS-Systematik nicht anwendet,
1. kein Zielabweichungsverfahren durchführt,
1. die Erholungsfunktion nicht prüft.

Dies ist ein schwerer materieller Rechtsfehler.


2. Selbstbindung des Landkreises: KoRiS-Systematik ist verbindlich
In der amtlichen Begründung des RROP 2016 (S. 95) legt der Landkreis fest:
1. Die Bewertung des Ziels „E“ erfolgt auf Grundlage des KoRiS-Gutachtens.
1. Die Kriterien wurden eins zu eins übernommen.
1. Die Zuordnung erfolgt nach funktionalen Erholungsräumen, nicht nach Ortslagen.

Damit ist KoRiS die verbindliche Auslegungshilfe für das Ziel „E“.
Die Behauptung des Landkreises, „E“ sei nur „punktuell“ oder „ortsbezogen“, widerspricht der eigenen RROP-Begründung und ist rechtswidrig.


3. Verstoß gegen höherrangiges Landesrecht (LROP 2008)
Das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen definiert die Entwicklungsaufgabe Erholung als:
1. landschaftsbezogen,
1. flächenhaft,
1. raumwirksam.

Nach § 1 Abs. 4 ROG muss sich das RROP zwingend an das LROP anpassen.

Der Landkreis verstößt gegen Landesrecht, indem er:
1. das Ziel „E“ auf Ortslagen reduziert,
1. die flächenhafte Wirkung ignoriert,
1. den Erholungsraum für Industrie-Windkraft öffnet.

Dies ist ein unheilbarer Abwägungsfehler.


4. Ziel „E“ schließt Windenergie zwingend aus
Das Ziel „E“ verpflichtet den Landkreis, alle Nutzungen auszuschließen, die der Erholungsfunktion widersprechen.
Windenergieanlagen mit 250 m Höhe:
1. zerstören das Landschaftsbild,
1. beeinträchtigen die Erholungsfunktion,
1. widersprechen der Zweckbestimmung des Ziels „E“,
1. verdrängen Erholung dauerhaft.

Daraus folgt zwingend:
1. Windenergie ist im Erholungsraum ausgeschlossen.
1. Eine Abwägung zugunsten der Windenergie ist unzulässig.


4.1. Zielabweichungsverfahren ausgeschlossen (BVerwG 4 CN 3.22)
Das Bundesverwaltungsgericht hat entschieden:
1. Ein Zielabweichungsverfahren ist unzulässig, wenn erhebliche Umweltauswirkungen zu erwarten sind.
1. Windenergieanlagen dieser Größe verursachen immer erhebliche Umweltauswirkungen.
1. Ein Zielabweichungsverfahren darf nicht genutzt werden, um die SUP-Pflicht zu umgehen.

Damit ist ein Zielabweichungsverfahren rechtlich ausgeschlossen.
Der Landkreis hätte ein vollständiges Planänderungsverfahren mit SUP durchführen müssen.
Das Unterlassen ist ein schwerer formeller Fehler.


4.2. Rechtsfolgen für den Teilplan
Die Missachtung des Ziels „E“ führt zu:
1. Verstoß gegen höherrangiges Landesrecht,
1. Verstoß gegen § 4 ROG (Beachtenspflicht),
1. Verstoß gegen § 7 NROG (Zielbindung),
1. Verstoß gegen § 1 Abs. 4 ROG (Anpassungsgebot),
1. Verstoß gegen die eigene RROP-Begründung,
1. unheilbare Abwägungsfehler.

Der Teilplan ist damit rechtswidrig und voraussichtlich unwirksam.


5. Laufendes Petitionsverfahren
Die Frage der flächenhaften Wirkung des Ziels „E“ ist Gegenstand eines laufenden Verfahrens beim Niedersächsischen Landtag.
Der Landkreis darf keine Planung beschließen, die ein laufendes Petitionsverfahren unterläuft.


6. Forderung
Ich fordere den Landkreis Hildesheim auf:
1. die Vorranggebiete im Erholungsraum ersatzlos zu streichen,
1. das Ziel „E“ vollständig und flächenhaft zu berücksichtigen,
1. die Planung an RROP und LROP anzupassen,
1. kein Zielabweichungsverfahren zu umgehen.



Mit freundlichen Grüßen


 
_____________________ 	 	 	___________________________ 
Ort, Datum 	 	 	 	 	Unterschrift    

